
Neujahrs-Pressekonferenz 29.1.2025 

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) 1 

 

 

 

Statement Ulrike Elsner, hauptamtliche Vorstandsvorsitzende 

 

Meine Damen und Herren, 

 

Herr Klemens hat dargestellt, wie dramatisch die Finanzsituation in der 

gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung aktuell ist. 

 

Wir brauchen daher für 2025 ein Sofortgesetz für eine stabilitätsorientierte 

Ausgabenpolitik in der GKV. Gleichzeitig brauchen wir einen passenderen 

Zugang zur Versorgung – Stichwort: Arzttermine und Notfallversorgung. 

 

Die letzten Jahre haben gezeigt, dass höhere Ausgaben eben nicht 

automatisch eine bessere Versorgung bedeuten. Viele Versicherte haben 

stattdessen das Gefühl, dass sich insbesondere der Zugang zur Versorgung 

verschlechtert hat. Das sehen wir bei den Wartezeiten auf Facharzttermine 

und in einigen ländlichen Regionen auch, wenn es darum geht, einen 

Hausarzt zu finden. Dabei fließt 2025 mit voraussichtlich 53 Milliarden Euro 

erneut mehr Geld in die ambulante ärztliche Versorgung. Und wir haben viele 

engagierte Menschen im Gesundheitswesen, die gut behandeln. 

 

Was ist also unser Vorschlag, damit die Wartezeiten auf notwendige 

Behandlungen akzeptabel werden? Wir müssen den Versicherten mehr 

Orientierung geben, welche Behandlung sie tatsächlich benötigen. Das 

bedeutet: Wir brauchen leicht zugängliche Ersteinschätzungsangebote, damit 

Versicherte nicht zuerst durch das Gesundheitssystem irren, bevor sie am 

richtigen Behandlungsort ankommen. Das kann zum Beispiel so aussehen, 

dass Versicherte sich für ein Versorgungsmodell entscheiden, bei dem sie 

immer dann klar definierte Anlaufstellen aufsuchen, wenn sie ein 

medizinisches Problem haben. Solche Anlaufstellen können Hausärzte, 

Fachärzte und eine telemedizinische Ersteinschätzung per Telefon und Video 

sein. Bei der Entwicklung solcher Modelle wollen wir uns als Ersatzkassen mit 

der Ärzteschaft zusammentun, damit am Ende auch praktikable Lösungen 

entstehen. Vom Gesetzgeber erwarten wir allein den gesetzlichen Rahmen, 

um hier als gemeinsame Selbstverwaltung flexible Versorgungsangebote zu 

entwickeln. 
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Zentraler Baustein für ein Sofortgesetz ist zudem die Reform der 

Notfallversorgung, die nach zwei gescheiterten Anläufen nun endlich 

gelingen muss. Die Vorschläge dazu liegen auf dem Tisch und werden von 

uns unterstützt. Auch hier ist eine bessere Steuerung der Versicherten 

elementar, damit sie schneller so versorgt werden, wie es medizinisch 

sinnvoll ist und auf diese Weise auch die Notaufnahmen entlastet werden. 

Gleichzeitig müssen auch die Strukturen des Rettungsdienstes reformiert 

werden. Beim Rettungsdienst haben sich die Kosten für die verschiedenen 

Rettungsmittel von 2013 bis 2023 mehr als verdoppelt auf 6,8 Milliarden 

Euro. Und in den ersten drei Quartalen 2024 sind die Kosten für Einsätze von 

Rettungswagen erneut um mehr als zehn Prozent gestiegen. Wir haben zu 

viele Leitstellen, die zu wenig dürfen. Stattdessen sollten wir sie als größere 

Einheiten konzentrieren – das hat das Land Berlin bereits vorgemacht mit 

einer zentralen Leitstelle, die die Rettungsmittel dann koordiniert. Was fehlt, 

ist der Ausbau zu einer Gesundheitsleitstelle nach österreichischem Vorbild: 

einer Gesundheitsleitstelle, die nicht nur Rettungswagen rausschickt, 

sondern die Versicherten zu ambulanten, akut psychischen oder 

pflegerischen Versorgungs- und Unterstützungsangeboten leiten kann. 

 

Mein zweiter Punkt ist die Arzneimittelversorgung, der zweitgrößte 

Ausgabenblock. Die Krankenkassen werden 2025 geschätzt 58 Milliarden 

Euro dafür ausgeben. Im vergangenen Jahr hatten wir eine Steigerungsrate 

von zehn Prozent. Woran liegt das? 

 

Neue Arzneimittel kommen mit immer höheren Einstiegspreisen auf den 

Markt: So hat sich der Packungspreis neu eingeführter Arzneimittel von rund 

900 Euro im Jahr 2011 auf über 53.000 Euro im Jahr 2023 entwickelt. Einen 

besonderen Einfluss haben die sogenannten Orphan Drugs, also Arzneimittel 

für seltene Erkrankungen, für die bei den neu eingeführten Präparaten 

Jahrestherapiekosten von im Durchschnitt mehr als 500.000 Euro entstehen. 

Die Zahl der Versicherten, die von solchen Therapien profitieren könnten, ist 

zwar klein, aber der Effekt auf die Ausgaben ist enorm und macht 

mittlerweile mit Ausgaben von mehr als sieben Milliarden Euro schon einen 

Anteil von 13,5 Prozent aus.  

  

Und es drängen zunehmend neue Behandlungsoptionen wie die Gentherapien 

auf den Markt, die früher im Bereich der Utopie zu verorten waren: 
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Hochspezialisierte Therapien mit Kosten im Millionenbereich. Wir stehen 

damit ganz neuen Herausforderungen gegenüber, für die endlich Lösungen 

erarbeitet werden müssen, auch wenn wir die Auswirkungen erst nach und 

nach spüren werden.  

  

Bisherige gesetzgeberische Initiativen haben es nicht vermocht, der 

Entwicklung nachhaltig etwas entgegenzusetzen, obwohl die 

Arzneimittelpolitik regelmäßig auf der Agenda der Akteure steht. Wir 

brauchen also dringend Maßnahmen, die eine Stabilisierung der Ausgaben 

erreichen. Für uns im Fokus sollten dabei die Preise für patentgeschützte 

Arzneimittel als die Hauptausgabentreiber stehen (zehn Prozent der 

abgegebenen Arzneimittel verursachen 50 Prozent der Ausgaben).  

Wir fordern daher, die Kriterien für die Preisbildung neuer Arzneimittel 

anzupassen. Wir brauchen faire Arzneimittelpreise. Maßstab müssen die 

Kosten für Forschung und Entwicklung sein. Diese Kosten für Forschung und 

Entwicklung, aber auch einen Bonus für relevante Innovationen beinhaltet das 

sogenannte Fair-Pricing-Modell. Eine Studie der Universität Bremen hat 

gezeigt, dass die aktuellen Preise zwei bis 13-mal so hoch sind wie der fair 

berechnete Preis. Es ist also durchaus möglich, die Kostenbelastung der 

Versichertengemeinschaft auf ein vernünftiges Maß zu beschränken und 

gleichzeitig relevante Innovationen der Industrie zu honorieren.  

Diese Preisbildungsmodelle werden auch in den Niederlanden, in Belgien und 

in Frankreich debattiert. Das Fair-Pricing–Modell bietet eine große Chance für 

die Stabilisierung der Arzneimittelausgaben.  

 

Ich komme damit zu meinem dritten Punkt, die Krankenhausversorgung. 

2025 werden die Krankenkassen geschätzt 107 Milliarden Euro für die 

stationäre Versorgung ausgeben. Das sind fast sieben Prozent mehr als 

2024. Ab 2026 sollen die Krankenkassen dann auch noch über den 

Transformationsfonds den Umbau der Krankenhauslandschaft mitfinanzieren 

mit jährlich 2,5 Milliarden Euro über zehn Jahre hinweg. 

Damit die Krankenhausreform in die richtigen Bahnen gelenkt wird, kommt 

es jetzt darauf an, dass die im Bundesrat zustimmungspflichtigen 

Rechtsverordnungen mit Substanz gefüllt werden. Hiervon wird abhängen, ob 

die Reform nicht nur eine reine Finanzierungs-, sondern auch eine 

Strukturreform wird, eine Strukturreform für eine bessere Versorgung. Es ist 

ja zwischenzeitlich allgemeiner Erkenntnisstand, dass bei komplexen 

Erkrankungen die Versorgung in Spezialzentren zu besseren 
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Behandlungsergebnissen führt. Für diesen Prozess der Umgestaltung braucht 

es die Expertise der Selbstverwaltungspartner vor Ort – also der 

Krankenkassen- und Krankenhausvertreter. Die neue Krankenhausplanung in 

Nordrhein-Westfalen ist für uns ein gutes Beispiel der Beteiligung von 

Krankenkassen und Krankenhäusern. Ebenso appellieren wir an die Länder, 

bei der Festlegung und Weiterentwicklung der Qualitätsvorgaben auf die 

Vorarbeiten des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) zurückzugreifen. 

Der G-BA hat die Expertise und er hat transparente und valide Verfahren, um 

diese komplexen Fragen gut zu lösen. Noch einmal: Es geht um die 

Versorgungsqualität für Patientinnen und Patienten und nicht um die 

Besitzstandswahrung von Institutionen. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

soweit unsere Vorschläge für eine Stabilitätsoffensive für die Finanzierung 

und mehr Zufriedenheit in der Versorgung. 

 

 

 

 

 

  


